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Möglicherweise hätten Bürge-
rinnen und Bürger schon bei
der Wahl ein paar Probleme

gehabt, wenn sie auf dem Stimmzet-
tel auf Anhieb nicht so recht gewusst
hätten, wofür die Kandidaten stehen,
welche Politik sie auf
den vielen verschiede-
nen Feldern in der Ver-
gangenheit gemacht
haben und was sie in
der Zukunft in der Fülle
zu lösender Probleme
mit welchen Konzepten
anpacken wollen. Dann
wäre es zunächst ohne
größere Schwierigkei-
ten zur ersten Sitzung
des Bundestages gekommen. Für
jeden einzelnen Abgeordneten hätte
sich ein Platz im Plenum und ein Büro
gefunden. Man hätte sich vielleicht
darauf einigen können, dass der Ältes-
te von ihnen die Sitzung eröffnet. Aber
dann wären die Fragen losgegangen.

Wie sollen sich sechshundertvier-
zehn Abgeordnete darauf verständi-
gen, welches Thema sie nun als Erstes,
als Zweites, als Drittes auf die Tages-
ordnung stellen? Wenn sie es trotzdem
irgendwie geschafft hätten, sollen
dann alle Sechshundertvierzehn zu
dem Thema sprechen? Das wären 50

Stunden Sitzung pro Einzelpunkt,
wenn sich alle sehr kurz fassen. Sollen
dann alle Gesetzentwürfe schreiben,
Änderungsanträge verfassen, Stellung-
nahmen dazu erarbeiten und das alles
allen anderen zukommen lassen – 

also tonnenweise Pa-
pier für jedes Detail
produzieren? Und wird 
sich jeder Einzelne der
Sechshundertvierzehn
dann jede einzelne
Zeile in jeder der Tau-
senden von Unterlagen
vornehmen können,
damit er auch in jedem
der vielen Hundert ver-
schiedenen Fachange-

legenheiten zu Hause sein kann?
Noch am Eröffnungstag eines 

Bundestages ohne Fraktionen wäre 
das Chaos perfekt. Und dabei hätte
man noch nicht einmal einen Ge-
danken darauf verschwendet, wer
denn dieses Land regieren soll und ob
diejenigen für ihre Politik dann auch
genügend dauerhaften Rückhalt hät-
ten. Es gehört nicht viel Phantasie
dazu, dass spätestens am nächsten
Morgen in den Zeitungen die For-
derung gestanden hätte, dass sich die
Abgeordneten irgendwie organisieren
müssen.
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Gemeinsam Politik gestalten
Fraktionen – viele wissen nicht so genau,

was sich hinter diesem oft gehörten Begriff

verbirgt. Und andere, die erfahren haben,

dass eine Fraktion gewöhnlich aus den

Abgeordneten mit jeweils gleicher Partei-

zugehörigkeit in einem Parlament besteht,

verbinden mit „Fraktion“ oft unterschwel-

lig Bedenken. „Zwang“ oder „Disziplin“ hört

man oft in diesem Zusammenhang, das

weckt nicht gerade angenehme Gefühle. 

Kann etwas von Vorteil sein, was in den

Medien immer wieder in Verbindung

mit diesen Wörtern gebracht wird? Um

zu ergründen, welche Rolle die Frak-

tionen des Bundestages für die politi-

schen Entscheidungen des Landes und

für das Leben jedes Einzelnen spielen,

sollte man sich vielleicht einmal kurz

vorstellen, wie Politik eigentlich ohne

sie aussähe.

Fraktionen im Deutschen Bundestag



Gruppen
Bundestagsmitglieder können sich
zu Gruppen zusammenschließen.
Sie haben weniger Mitglieder als
eine Fraktion und nicht so weit
gehende Rechte. Die Rechte sind
nicht in der Geschäftsordnung fest-
gelegt, sondern werden jeweils
durch Beschluss des Bundestages
bestimmt. So stellten Gruppen in
der Vergangenheit etwa keinen
Vizepräsidenten. Zudem mussten
sie mit weniger Finanzmitteln aus-
kommen. Aber eine Gruppe hatte
bislang immer mehr Rechte (zum
Beispiel Antrags-, Mitgliedschafts-
und Rederechte in den Ausschüs-
sen), als fraktionslose Abgeordne-
te es haben. Zuletzt bildete im 
13. Deutschen Bundestag die PDS
mit 30 Sitzen eine Gruppe, denn
sie hatte nicht genug Abgeordne-
te in ihren Reihen, um die Fünf-
Prozent-Klausel zur Fraktions-
bildung zu überwinden.

Fünf-Prozent-Klausel
Für die Fraktionsbildung gilt sozu-
sagen eine doppelte Fünf-Prozent-
Klausel. Grundsätzlich kommen
nur Parteien in den Bundestag, die
mindestens fünf Prozent der Stim-
men erhalten. Es gibt jedoch die
Ausnahme, dass auch Parteien mit
weniger als fünf Prozent entspre-
chend ihrer Stärke Abgeordnete ins
Parlament entsenden können,
wenn mindestens drei ihrer Kandi-
daten ein Direktmandat gewonnen
haben. Die Bestimmung des Frak-
tionsstatus regelt dann die zweite
Fünf-Prozent-Klausel: Mindestens
fünf Prozent der Mitglieder des
Bundestages können eine Fraktion
bilden. Eine Partei, die nur dank der
errungenen Direktmandate im
Bundestag vertreten ist, würde
weniger als fünf Prozent der Abge-
ordneten stellen. Ihre Vertreter
könnten dann keine Fraktion, son-
dern nur eine „Gruppe“ bilden, es
sei denn, der Bundestag würde
einem Zusammenschluss als Frak-
tion ausdrücklich zustimmen.

So geschah es auch sozusagen von
ganz allein, als in Deutschland das
erste nationale Parlament zusam-

mentrat, dass sich die Abgeordneten
in der Frankfurter Paulskirche 1848
schon bald innerhalb von Gruppen
und „Clubs“ organisierten, obwohl es
nicht einmal ein ausgeprägtes Partei-
ensystem gab. Es verlief eher anders-
herum als gemeinhin angenommen:
Nicht die Fraktionen entwickelten sich
aus den Parteien, sondern die Partei-
en entstanden aus den „politischen
Vereinen“, die sich die ersten Parla-
mentsgruppen außerhalb des Parla-
mentes zulegten, um im Blick auf die
nächsten Wahlen eine organisatorische
Unterstützung zu haben.

Fraktionsrechte
Im Grundgesetz von 1949 kommen
die Fraktionen namentlich nicht vor.
Hier wird die Rolle der Parteien bei 
der politischen Willensbildung des 
Volkes in Artikel 21 hervorgehoben.
Doch stellte das Bundesverfassungs-
gericht bereits 1959 fest, dass mit die-
ser Formulierung auch die Fraktionen
anerkannt seien; sie seien „notwen-
dige Einrichtungen des Verfassungs-
lebens“.

Wie wichtig Fraktionen im Par-
lamentsalltag sind, davon vermittelt
ein Blick in die Geschäftsordnung 
des Bundestages eine lebhafte Vor-
stellung. Kaum einer der wichtigen
Paragrafen kommt ohne sie aus. 
Einige Beispiele:

Jede Fraktion…
• stellt mindestens einen Bundes-

tagsvizepräsidenten (§ 2),
• schlägt Schriftführer vor (§ 3),
• kann Vorschläge zur Wahl des 

Kanzlers machen (§ 4),
• benennt Mitglieder für den 

Ältestenrat (§ 6),
• hat Einfluss auf die 

Tagesordnung (§ 20),
• muss mindestens einmal 

gesprochen haben, bevor eine 
Aussprache geschlossen werden
kann (§ 25),

• ist entsprechend ihrer Stärke 
und ihrer Ausrichtung mit Rednern 
während der Debatten zu 
berücksichtigen (§ 26),

• kann die Beschlussfähigkeit 
anzweifeln (§ 45),

• kann namentliche Abstimmungen
verlangen (§ 52),

• benennt Mitglieder für ständige
Ausschüsse, Unterausschüsse, 
Kommissionen und Untersuchungs-
ausschüsse (§§ 54ff),

• kann Berichte über 
Ausschussberatungen im Plenum
verlangen (§ 62)

• und vieles mehr.

Angesichts dieser Fülle von Gestal-
tungsrechten versteht sich von selbst,
warum am Anfang jeder Wahlperiode
kein Abgeordneter nachdenken muss,
ob auch er einer Fraktion angehören
möchte. Damit Abgeordnete eine
gemeinsame Fraktion bilden können,
müssen sie zwei Voraussetzungen
erfüllen. Zum Einen muss ihre Grup-
pierung der Fünf-Prozent-Klausel
genügen: Mindestens fünf Prozent
aller Abgeordneten sind für eine Frak-
tion nötig – sind es weniger, kann sich
allenfalls eine Gruppe bilden oder diese
Abgeordneten bleiben fraktionslos.

Zum Zweiten müssen die Abgeordne-
ten derselben Partei angehören – oder
solchen Parteien, die auf Grund gleich-
gerichteter politischer Ziele in keinem
Bundesland miteinander in Wettbe-
werb stehen. So können sich etwa 
die Abgeordneten der CDU und der
CSU zu einer Fraktionsgemeinschaft
zusammenfinden.

Der Zusammenschluss von Abge-
ordneten zu einer Fraktion oder Frak-
tionsgemeinschaft ist zwar freiwillig.
Doch tatsächlich bilden einzelne 
fraktionslose Abgeordnete die große
Ausnahme. In der Regel arbeiten nur
dann Parlamentarier außerhalb von

Fraktionen im Parlament mit, wenn
Parteien zwar an der Fünf-Prozent-
Klausel scheitern, einzelne Kandida-
ten aber über Direktmandate in den 
Bundestag einziehen oder wenn sich
Fraktionen und einzelne Mitglieder im
Laufe der Wahlperiode so zerstreiten,
dass sie entweder selbst austreten oder
aber ausgeschlossen werden.

Fraktionsbildung
Die Fraktionen sind die ersten Gre-
mien, die sich nach einer Wahl im Bun-
destag neu bilden, und zwar schon vor
der ersten – der „konstituierenden“ –
Sitzung des neu gewählten Parlamen-
tes. In der Praxis wird aus einem
gewählten einzelnen Abgeordneten
ein Angehöriger einer Fraktion, indem
er zur konstituierenden Fraktionssit-
zung eingeladen wird, daran teilnimmt
und die Fraktion seinen Namen dann
dem Bundestagspräsidenten mitteilt.

Aber die aufwändigste Vorberei-
tung geht dann erst los. Denn nun 
sortieren sich die Abgeordneten noch

einmal in den verschiedensten Grup-
pen, bilden Landesgruppen je nach
ihrer regionalen Herkunft, treten in
Arbeitsgruppen und Arbeitskreise ein
für die einzelnen Fachgebiete, die sie
dann auch in den Fachausschüssen 
des Bundestages intensiver betreuen,
und formen auch eine Leitungsorga-
nisation mit Fraktionsvorstand, parla-
mentarischer Geschäftsführung und
verantwortlichen Ansprechpartnern
für einzelne Themenfelder.

Wie dann die Alltagsarbeit der Frak-
tionen aussieht, hängt natürlich davon
ab, ob die Fraktion die Regierung 
stellen kann oder Oppositionsarbeit zu
leisten hat. Formal handeln zwar nur
die Parteien untereinander aus, ob sich
ihre jeweiligen Fraktionen im Bundes-
tag zu einer die Regierung tragenden
Mehrheit zusammenfinden, doch in
der Praxis sind die fachlich versierten
Abgeordneten intensiv in Koalitions-
verhandlungen eingebunden. Der 
Parlamentarische Geschäftsführer der
SPD-Bundestagsfraktion, Olaf Scholz,
sieht es als „eine der klügsten Ent-
scheidungen“ bei den letzten Ver-
handlungen über eine große Koaliti-
on und deren Programm an, nicht nur
die Fraktion stets über alle Entwick-
lungen auf dem Laufenden gehalten,
sondern auch ganz viele Abgeord-
nete in die konkreten Verhandlungen
eingebunden zu haben. Insgesamt
nahmen fast 200 Personen an den
Gesprächen zwischen Union und SPD
teil – „da konnten sich viele schon 
einmal auf die Arbeit in den nächsten
vier Jahren einstellen und aneinander
gewöhnen“.
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Fraktionsgemeinschaft
Die bekannteste Fraktionsgemein-
schaft ist die CDU/CSU-Fraktion.
Sie wird nach jeder Wahl auf Grund
der Bestimmung gebildet, wonach
Fraktionen solche Vereinigungen
von Bundestagsabgeordneten sind,
die derselben Partei angehören
oder solchen Parteien, die „auf
Grund gleichgerichteter politischer
Ziele in keinem Land miteinander
im Wettbewerb stehen“ (§ 10 der
Bundestags-Geschäftsordnung).
Die CSU tritt nur in Bayern an, die
CDU nur in den 15 anderen Bun-
desländern.

Fraktion
Die Bezeichnung Fraktion stammt
von dem lateinischen „fractio“ und
bedeutet ursprünglich „Bruch“.
Eine Fraktion ist quasi ein „Bruch-
teil“ von zwei größeren Einheiten:
Bruchteil eines Parlaments und 
parlamentarische Vertretung einer
Partei.

Die CDU/CSU-Fraktion.

Die FDP-Fraktion.

Die SPD-Fraktion. Die Fraktion Die Linke.



Fraktionskunst
Die FDP musste sich hingegen weiter
aufs Opponieren einstellen. Ange-
sichts der großen Koalition sieht der
Parlamentarische Geschäftsführer der
FDP-Fraktion, Jörg van Essen, für die
größte Oppositionsfraktion eine „be-
sondere Verantwortung“. Die Libera-
len seien angetreten mit dem Ziel,
einen Politikwechsel in Deutschland
herbeizuführen. Diesem Modell habe
zwar der Wähler nicht die erforderli-

Blickpunkt Bundestag: Ist die Rolle
von Fraktionen in der Demokratie
zwangsläufig so, wie wir sie in Deutsch-
land heute vorfinden?
Heinrich Oberreuter: Ein Organ, das
aus mehreren Hundert einzelnen 
Abgeordneten besteht, ist zu einer effi-
zienten Beschlussfassung überhaupt
nicht fähig. Schon in der Frühzeit des
Parlamentarismus, in der es noch gar
keine gefestigten Parteiverhältnisse
gab, haben sich ja Abgeordnete nach
politischen Schwerpunkten zusam-
mengetan, um die Willensfindung und
Entscheidungsfindung des Parlaments
zu erleichtern. Diese Organisation ist
nicht nur politisch, sondern auch von
der Sache her auch im modernen 
Parlamentarismus geradezu geboten.
Blickpunkt: Kann man am Funktionie-
ren von Fraktionen ablesen, ob eine
Demokratie auch funktioniert?
Oberreuter: Das ist eine Fangfrage,
denn es wird ja oft unterstellt, dass
Fraktionen geradezu demokratie-
feindlich seien. Die Öffentlichkeit asso-
ziiert mit „Fraktion“ in aller Regel den
„Fraktionszwang“. Das ist natürlich
unsinnig, denn die Abgeordneten wer-
den ja nicht als Einzelgänger gewählt,
sondern als prominente Exponenten
ihrer Parteien. Die freiwillige Bindung
an eine Fraktion dient dazu, das Man-
dat halbwegs effizient wahrnehmen
zu können. Insofern sind funktions-
fähige Fraktionen geradezu eine Vor-
aussetzung für das Funktionieren der
Demokratie. Sie stehen auch insofern
nicht im Widerspruch zu demokrati-
schen Postulaten, als die Willensbil-
dung in den Fraktionen demokratisch
organisiert ist.
Blickpunkt: Wie stehen die deutschen
Fraktionen da im internationalen 
Vergleich?
Oberreuter: Wir haben gefestigtere
Parteienverhältnisse als Franzosen oder
Italiener. Daher ist bei uns auch die Wil-

lensbildung innerhalb des Parlaments
verlässlicher. Mittlerweile ist der Bun-
destag sogar ein ausgeprägteres Frak-
tionenparlament als das englische
Unterhaus, das als Vorbild für parla-
mentarische Regierungssysteme gilt.
Die neuen Demokratien, die nach
1989 entstanden sind, funktionieren
zunehmend so, wie wir es gewohnt
sind, also mit deutlicher werdender
Fraktionsstruktur.
Blickpunkt: Sie betrachten den Bun-
destag und seine Fraktionen nun seit
fast vier Jahrzehnten. Was hat sich ver-
ändert?
Oberreuter: Ich glaube, dass die Frak-
tionen immer stärker, dass sie vielleicht
auch immer notwendiger geworden
sind, einfach auch deswegen, weil wir
die starken Abgeordnetenpersönlich-
keiten, die es in der Anfangszeit noch
gegeben hat, nicht mehr besitzen. Wir
haben zunehmend ein Personal, das
sich innerhalb lokaler und regionaler
Parteigliederungen gut durchsetzen
kann, bei dem es aber nicht mehr 
so sehr darauf ankommt, in der 
Öffentlichkeit Standing zu besitzen.
Das führt dazu, dass rund um das 
Fraktionenparlament Vertrauens- und

che Mehrheit gegeben, die Aufgabe
bleibe trotzdem bestehen. Deshalb sei
es Aufgabe seiner Fraktion, „möglichst
viel notwendigen Politikwechsel her-
beizuführen“. Das sei aus der Opposi-
tion heraus naturgemäß schwieriger
als aus der Regierung, aber trotzdem
zu machen. Wenn er sich anschaue,
wie oft die FDP in den vergangenen
Wahlperioden mit Gesetzentwürfen
vorangegangen sei, die Regierung
dann habe nachziehen müssen und
man sich schließlich auf eine gemein-
sam getragene Lösung habe einigen
können, dann zeige dies, dass eine
Fraktion auch aus der Opposition
heraus etwas bewegen könne.

Für Oppositions- wie für Regie-
rungsfraktionen gilt der Grundsatz,
dass die Fraktionsführung im Umgang
mit den Abgeordneten das richtige
Maß zwischen Zuhören und Vorange-
hen finden muss. „Hier ist eine Balance
nötig“, weiß der Parlamentarische
Geschäftsführer der CDU/CSU-Frakti-
on, Norbert Röttgen. Wer glaube, alles
durch autoritären Führungsstil regeln
zu können, werde scheitern. Aber
scheitern werde auch, wer glaube, es
allen recht machen zu können. „Diese Akzeptanzfragen entstehen. Der An-

sehensverlust hat auch mit der 
Kandidatenauswahl zu tun.
Blickpunkt: Wir haben erstmals zwei
große Regierungsfraktionen, denen
drei kleine Oppositionsfraktionen ge-
genüberstehen – eine Chance, die
Rolle der Fraktionen zu verdeutlichen?
Oberreuter: Das könnte sein. Ande-
rerseits könnte genau das Gegenteil
eintreten: dass die große Koalition das
alte deutsche Harmoniebedürfnis am
allerbesten bedient und wir keine 
Fraktionen mehr kennen, sondern nur
noch Deutsche. Insofern müsste man
eigentlich für jeden Koalitionskonflikt
dankbar sein, der zeigt, dass auch diese
große Koalition von Interessen und
von Fraktionen beherrscht wird.
Zudem kommt es darauf an, ob die
drei Kleinen ein Potenzial entwickeln,
wie es die FDP während der ersten 
großen Koalition gezeigt hat.

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter, Jahrgang
1942, ist seit 1993 Direktor der Akademie
für Politische Bildung Tutzing und seit 1980
Ordinarius für Politikwissenschaft an der
Universität Passau.
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„Voraussetzung für eine
funktionsfähige Demokratie“
Prof. Heinrich Oberreuter über den Sinn von Fraktionenparlamenten
und den Bedeutungswandel der Fraktionen im Bundestag

Balance herzustellen zwischen der
Chance jedes Einzelnen, sich einzu-
bringen, ihn zu hören, ihn zu fragen,
und der Bereitschaft, auch zu führen,
diesen Prozess sich also nicht nur sich
selbst zu überlassen, sondern ihm
auch eine Richtung zu geben, das 
ist eine Kunst.“ Fraktionskunst sozu-
sagen.

Text: Gregor Mayntz

Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

Beobachter der Fraktionsarbeit: 
Pressefotografen im Bundestag.

Mindestgröße einer Fraktion
Vom 1. bis zum 16. Deutschen Bundestag (jeweils zu Beginn der Wahlperiode)

Quelle: Datenhandbuch zur Geschichte des Deutschen Bundestages

Fraktionsmindestgröße

„Fraktionen
sind Vereini-
gungen von
mindestens
10 Mit-
gliedern.“

(§ 7 Satz 1 
der
vorläufigen
GO BT vom
20.9.1949)

„Die Fraktionen sind Vereinigungen von
Mitgliedern des Bundestages, die der
gleichen Partei angehören. Die zur
Bildung einer Fraktion notwendige Mit-
gliederzahl wird durch Beschluss des
Bundestages festgestellt.“

(§ 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 der GO BT 
vom 6.12.1951) Beschluss des Bundes-
tages am 16.1.1952:
Mindestmitgliederzahl 15

„Die Fraktionen sind Vereingungen von mindestens 5 Prozent der Mitglieder des Bundestages, die derselben Partei
oder solchen Parteien angehören, die auf Grund gleichgerichteter politischer Ziele in keinem Land miteinander in
Wettbewerb stehen. Schließen sich Mitglieder des Bundestages abweichend von Satz 1 zusammen, bedarf die
Anerkennung als Fraktion der Zustimmung des Bundestages.“

(§ 10 Abs. 1 GO BT, geändert durch Beschluss vom 27.3.1969)

1.
Wahlper.

2.
Wahlper.

3.
Wahlper.

4.
Wahlper.

5.
Wahlper.

6.
Wahlper.

7.
Wahlper.

8.
Wahlper.

9.
Wahlper.

10.
Wahlper.

11.
Wahlper.

12.
Wahlper.

13.
Wahlper.

14.
Wahlper.

15.
Wahlper.

16.
Wahlper.

1515 15

2626 26

10

15

31

26 26 26

34 34 34
31

Gesetzliche Mitgliederzahl des Bundestages

410 509 519 521 518 518 518 518 519 520 519 662 672 669 603 614

Bestimmung in der Geschäftsordnung des Bundestages:



16,6 Millionen Wähler machten die CDU/CSU zur größten
Fraktion im 16. Deutschen Bundestag (davon wählten 
13,1 Mio. CDU, 3,5 Mio. CSU). Gut 430.000 Stimmen mehr
als für die SPD bedeuteten letztlich auch vier Sitze Vor-
sprung. Damit können die anfangs 226,
nach dem Ausscheiden eines Parlamen-
tariers nunmehr 225 Abgeordneten der
Union als größte Fraktion zum Beispiel
den Bundestagspräsidenten stellen.

Das spezielle Merkmal steckt schon
im Namen. Die Mitglieder entstammen
zwei Parteien. Zu Beginn der Wahl-
periode haben die CDU-Vorsitzende
Angela Merkel und der CSU-Vorsitzende Edmund Stoiber
eine „Vereinbarung über die Fortführung der Fraktionsge-
meinschaft“ unterzeichnet, welche die Zusammenarbeit
und die Repräsentanz in den Führungsgremien festlegt. So
stellt die CSU-Landesgruppe den Ersten Stellvertretenden

Vorsitzenden, den Vertreter des Ersten Parlamentarischen
Geschäftsführers und verfügt über eigene Organe. Der 
Fraktionsvorstand besteht aus dem Vorsitzenden Volker 
Kauder, seinem Vertreter Peter Ramsauer, acht weiteren

Vertretern (Wolfgang Bosbach, Michael
Meister, Wolfgang Zöller, Ilse Falk,
Andreas Schockenhoff, Hans-Peter Fried-
rich, Katherina Reiche, Arnold Vaatz),
Bundestagspräsident und Vizepräsiden-
tin, fünf Parlamentarischen Geschäfts-
führern, zwei Justiziaren, 21 Vorsitzenden
der verschiedenen Arbeitsgruppen, den
sechs Vorsitzenden der soziologischen

Gruppen (Frauen, Kommunalpolitik, Arbeitnehmer, Mittel-
stand, Vertriebene/Flüchtlinge, Junge Gruppe) und weite-
ren 15 Beisitzern. Für die Abwicklung der Fraktionsarbeit
haben sich die CDU/CSU-Abgeordneten eine förmliche
„Arbeitsordnung“ gegeben.
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Die CDU/CSU-Fraktion
Tandem aus zwei Parteien

Interview mit dem Ersten Parlamentarischen
Geschäftsführer Norbert Röttgen

Blickpunkt Bundestag: Ihre Fraktion
ist nicht nur größer als manche Län-
derparlamente, sie speist sich auch aus
zwei Parteien – entstehen da nicht
große Spannungen auf dem Weg zu
einer einheitlichen Meinung?
Norbert Röttgen: Wie die letzten 50
Jahre gezeigt haben, ist es möglich,
immer wieder zu Entscheidungen zu
kommen, die von allen getragen wer-
den. In dieser Fraktion gibt es eine
große Breite von Auffassungen, von

Herkunft, von Alter, von Beruf, von
Landesverbänden, von Interessen –
aber so ist Demokratie, so ist die damit
verbundene Leistung von Integration.
Zwei Parteien bilden ein zusätzliches
Spannungselement, aber auch ein
zusätzliches Erfolgselement. Man muss
die Spannung in einen Prozess der 
Auseinandersetzung, der Meinungs-
bildung, der Mehrheitsbildung, der
Rücksichtnahme einbringen, aus 
dem am Ende die Entscheidung
herausdestilliert wird. Das ist ein ganz
vielgliedriger Abstimmungsprozess.
Blickpunkt: Was ist die Hauptaufgabe
Ihrer Fraktion in dieser Wahlperiode?
Röttgen: Das ist eine Doppelaufgabe.
Wir müssen die Koalition mit ihren
gestellten und erkannten Aufgaben
zum Erfolg führen. Und wir müssen
daneben einen substanziellen Beitrag
dafür leisten, dass sich die Union geis-
tig-programmatisch fortentwickelt,

dass sie die Idee christlich-demokrati-
scher Politik in den einzelnen Berei-
chen weiter präzisiert. Neben dem
unmittelbaren parlamentarischen
Geschäft einer guten Gesetzgebung
geht es also um eine geistige Innova-
tion über den Tag hinaus.
Blickpunkt: Was hebt diese Fraktion
von anderen ab?
Röttgen: Mich hat die Gemeinschafts-
leistung nach den Wahlen besonders
beeindruckt. Das war in schwieriger
Lage ein Maß an Geschlossenheit und
Stabilisierung, wie sie andere Teile der
Union nicht hätten leisten können.
Diese Fraktion hat dafür gesorgt, dass
die Union nicht nur keinen Schaden
genommen hat, sondern als führende
politische Kraft aus dieser Situation 
hervorgegangen ist und damit auch
dem Land wieder Stabilität, Berechen-
barkeit und Handlungsfähigkeit geben
konnte.

„Gute Gesetzgebung 
und geistige Innovation“

Fast 16,2 Millionen Wähler – das schlägt sich im Bun-
destag in 222 Mandaten für die SPD-Fraktion nieder.
Und das bedeutet, dass manche Landesgruppen allein

schon größer sind als ganze Fraktionen anderer Parteien,
dass die Vorstände von innerfraktionel-
len Gruppen zum Teil mehr Mitglieder
zählen als die Vorstände anderer Frak-
tionen. Das will alles koordiniert und
angemessen integriert werden.

Darum kümmert sich vor allem der
Vorstand, der sich aus einem geschäfts-
führenden und einem erweiterten Teil
zusammensetzt. Der Vorstand besteht
aus dem Vorsitzenden Peter Struck, seinen neun Stell-
vertretern (Stephan Hilsberg, Walter Kolbow, Fritz Rudolf
Körper, Nicolette Kressl, Ulrich Kelber, Joachim Poß, Elke
Ferner, Angelica Schwall-Düren, Ludwig Stiegler), den 

fünf Parlamentarischen Geschäftsführern, den beiden 
Bundestagsvizepräsidenten der SPD, einem Justiziar und
30 weiteren Mitgliedern, die aus der Fraktion gewählt 
werden. Jeder Stellvertretende Vorsitzende ist für be-

stimmte Politikbereiche zuständig und
koordiniert das Wirken der Arbeitsgrup-
pen auf den zugehörigen Politikfeldern.
Die SPD-Fraktion hat parallel zu den Bun-
destagsausschüssen 22 Arbeitsgruppen
gebildet, die die Meinungsbildung der
Fraktion auf ihren Fachgebieten vorbe-
reiten und die Fraktionsansichten in die
Ausschüsse hineintragen. Für die Koor-

dinierung der Fraktionspolitik tragen daher die Sprecher
der Arbeitsgruppen ebenfalls eine besondere Verantwor-
tung. Daneben existieren weitere Unterarbeitsgruppen 
und Gesprächskreise.

Interview mit dem Ersten Parlamentarischen
Geschäftsführer Olaf Scholz

Die SPD-Fraktion
Starker Regierungspartner

Blickpunkt Bundestag: Wie sehen Sie
das Verhältnis zwischen SPD als Frak-
tion und zwischen SPD als Partei – ist
die eine die Speerspitze der anderen?
Olaf Scholz: Die Fraktion hat ihr eige-
nes Gewicht. Sie ist für die Gesetzge-
bung zuständig, für die Bildung der
Regierung, wenn sie dazu ein ausrei-
chendes Mandat von den Wählerin-
nen und Wählern bekommen hat. Ich
glaube, dass es da kein Über- und
Unterordnungsverhältnis gibt, son-
dern dass die Strukturen von Partei und
Fraktion in einer vernünftigen Bezie-
hung zueinander stehen. Letztendlich
muss man durch viele gemeinsame
Gespräche dafür sorgen, dass man auf
dasselbe Ziel zusteuert. Ein Unter-
schied ist natürlich, dass bei uns immer
wieder der Zwang steht, sich wirklich
entscheiden zu müssen. Aber das ist ja
nicht schlecht, sondern das ergibt sich
aus der Notwendigkeit, ein Land zu

regieren. Und wenn die Abgeordneten
vor Ort in der Partei auftreten, dann
binden sie viele mit ein.
Blickpunkt: Was ist typisch für Ihre
Fraktion in dieser Wahlperiode?
Scholz: Die SPD ist eine diskussions-
freudige Partei, und das schlägt sich
auch in den Debatten der Fraktion nie-
der. Das gewährleistet in gewissem
Rahmen auch die Qualität der Gesetz-
gebung. Das Wahlergebnis hat die
meisten SPD-Abgeordneten zu fröhli-
chen Menschen gemacht. Keiner war
sich sicher, dass wir mit einem solchen
Ergebnis in den Bundestag zurück-
kehren würden. Und jetzt sitzen alle
ganz selbstbewusst da, als gleich 
starker Regierungspartner. Das ist 
kein schlechtes Ergebnis, wenn man
mal die Ausgangsstimmung Anfang
2005 zum Vergleich nimmt.
Blickpunkt: Was sehen Sie als Haupt-
aufgabe Ihrer Fraktion?

Scholz: Das Wichtigste ist, die Hand-
lungsfähigkeit des Staates zu stärken,
indem wir etwa die Föderalismus-
reform zustande bringen. Die Konso-
lidierung der Finanzen werden wir am
einfachsten in der großen Koalition
bewältigen, weil die nötigen Mehr-
heiten in Bundestag und Bundesrat 
da sind. Ganz zentral wird es darum
gehen, das Vertrauen in die sozialen
Sicherungssysteme zurückzugewin-
nen.

„Handlungsfähigkeit 
des Staates stärken“

Olaf Scholz.Norbert Röttgen.
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4,6 Millionen Wählerstimmen – sie machten die FDP mit
61 Abgeordneten zur größten Oppositionskraft im neuen
Bundestag.

Die FDP-Fraktion hat sich in verschiedene Arbeitsein-
heiten organisiert. Da ist zunächst die Fraktionssitzung, 
an der alle Abgeordneten teilnehmen,
die aber auch zum Beispiel die FDP-
Europa-Abgeordneten besuchen kön-
nen. Dann gibt es den Vorstand, der 
sich aus dem Vorsitzenden Guido 
Westerwelle, vier Parlamentarischen
Geschäftsführern, den fünf Stellvertre-
tenden Vorsitzenden Rainer Brüderle,
Birgit Homburger, Werner Hoyer, Carl-
Ludwig Thiele und Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
und einem Justiziar zusammensetzt. Zum Vorstand ge-
hören ferner der Vizepräsident des Bundestages aus den

Reihen der FDP (Hermann Otto Solms) und der Parteichef,
sofern er auch Abgeordneter ist. Ehrenvorsitzende, Gene-
ralsekretär, FDP-Bundesminister können an den Sitzungen
teilnehmen. Die Fraktion wählt außerdem zwei Revisoren,
die (wie in anderen Fraktionen auch) die Rechnung und

die Wirtschaftlichkeit der Fraktionsge-
schäfte prüfen.

Die Sacharbeit wird sodann von
sechs Arbeitskreisen organisiert, in
denen verwandte Einzelthemen zu-
sammengefasst sind. Die Arbeitskreise
haben jeweils einen Vorsitzenden und
bis zu drei Stellvertretende Vorsitzende.
Außerdem hat die Fraktion über 50 

einzelne Sprecher benannt, die für die FDP-Fraktion zu
ihrem jeweiligen Schwerpunktthema Stellung nehmen und
die Arbeit im Detail koordinieren.

Die FDP-Fraktion
Größte Oppositionskraft

Interview mit dem Parlamentarischen 
Geschäftsführer Jörg van Essen

Blickpunkt Bundestag: Was prägt den
Arbeitsalltag Ihrer Fraktion?
Jörg van Essen: Die Diskussionskultur.
In den großen Fraktionen ist das auf
Grund der vielen Mitglieder natürlich
schwieriger möglich, aber bei uns wird
sehr viel Wert darauf gelegt, dass wir
politische Fragen, die in Fraktion oder
Partei kontrovers gesehen werden, 
tatsächlich ausdiskutieren. Ich ge-
hörte beispielsweise zu denen, die 
bei der Eigenheimzulage nicht völlig

entschieden waren. Aber nachdem 
die verschiedenen Argumente in der 
Fraktion vorgetragen waren und 
abgewogen werden konnten, hatte 
auch ich eine glasklare Meinung.
Blickpunkt: Hat die FDP-Fraktion
etwas Besonderes, das die anderen
Fraktionen nicht haben?
Van Essen: Wir haben eine ausge-
sprochen gute Mischung beim Alter
und bei der beruflichen Herkunft. Uns
zeichnet besonders aus, dass wir sehr
viele Kolleginnen und Kollegen aus
Berufen haben, die sonst im Bun-
destag eher selten vertreten sind. 
Zum Beispiel sind wir stolz auf den
höchsten Anteil an Mitgliedern aus
dem Mittelstand, also von dort, wo in
besonderer Weise Arbeits- und Aus-
bildungsplätze geschaffen werden. Sie
können aus ihrer eigenen Erfahrung
vieles sehr viel besser vortragen und
beurteilen. Das macht uns einzigartig
im Bundestag.

Blickpunkt: Sie waren auf eine Regie-
rungsübernahme eingestellt. Es kam
anders. Wirkt das nach?
Van Essen: Fast 40 Prozent der Frakti-
on besteht aus neuen Abgeordneten,
die die Unterschiede zwischen Regie-
rung und Opposition noch nicht 
kennen. Bei denen, die die schönen
Regierungszeiten erlebten, hat es mit
Sicherheit starke Enttäuschungen
geben, weil wir uns auf den Politik-
wechsel gefreut hatten. Schon im
Frühherbst 2004 hatten wir aus einer
Lagebeurteilung den Schluss gezogen,
dass wir vorbereitet sein müssen, noch
vor 2006 Regierungsverantwortung 
zu übernehmen. Die Fraktion hat
Arbeitsgruppen eingesetzt und ein
Regierungsprogramm erarbeitet, das
wir in der Folge immer mehr verfeiner-
ten. Die vielen Vorarbeiten kann man
natürlich ganz exzellent auch für eine
Oppositionsarbeit nutzen, weil wir
geklärte Positionen haben.

„Gute Mischung 
bei Alter und Berufen“

4,1 Millionen Wähler entschieden sich für die
Linkspartei.PDS – das machte die Fraktion Die Linke. zur
viertstärksten Kraft im Bundestag. Nach dem Ausscheiden
eines Abgeordneten aus der Fraktion hat Die Linke. nun-
mehr 53 Mitglieder. Sie waren alle Kandidaten auf einer
Liste der früheren PDS, gehören aber
derzeit noch sowohl der Linkspartei.PDS
als auch der Partei „Arbeit & soziale
Gerechtigkeit – Die Wahlalternative“
(WASG) an, die eine Fusion zu einer
gemeinsamen Partei anstreben; einige
sind Mitglied beider Parteien, einige
auch als parteilose Kandidaten in den
Bundestag gewählt worden.

Die Arbeit wird koordiniert und organisiert vom 
Fraktionsvorstand, an dessen Spitze die beiden Vorsit-
zenden Gregor Gysi und Oskar Lafontaine stehen. Zum

Geschäftsführenden Fraktionsvorstand gehören außerdem
noch die beiden stellvertretenden Vorsitzenden Werner
Dreibus und Bodo Ramelow sowie die beiden Parlamenta-
rischen Geschäftsführer Dagmar Enkelmann und Ulrich
Maurer. Der Gesamtvorstand umfasst daneben den von der

PDS gestellten (derzeit noch nicht vom 
Bundestag gewählten) Vizepräsidenten,
die Frauenpolitische Sprecherin und 
die Leiterinnen und Leiter der sechs
Arbeitskreise, in denen die Facharbeit
organisiert wird.

Sie alle bereiten die Entscheidungen
vor, die in erster Linie von der Fraktions-
versammlung gefällt werden. Die Frak-

tionssitzungen sind in der Regel öffentlich, können jedoch
für bestimmte Tagesordnungspunkte auch intern abge-
halten werden.

Interview mit der Parlamentarischen 
Geschäftsführerin Dagmar Enkelmann

Fraktion Die Linke.
Neuling mit Doppelspitze

Blickpunkt Bundestag: Viele in Ihrer
Fraktion haben keinerlei Parlaments-
erfahrung. Man sprach daher von
„Zähmung der Unzähmbaren“ – kom-
men Sie damit voran?
Dagmar Enkelmann: (lacht) Ich be-
trachte mich weniger als Dompteuse
der Fraktion, sondern eher als Ideen-
geberin. Wie man die ganzen Mög-
lichkeiten einer Geschäftsordnung
nutzt, die parlamentarische Aus-
einandersetzung mit Kurzintervention,
Erklärung zur Abstimmung und Zwi-
schenfragen lebendiger macht, das
sind böhmische Dörfer für jemanden,
der ein Parlament noch nicht kennt.
Da sehe ich meine Aufgabe, dass wir
auf der ganzen Klaviatur spielen, die
Themen richtig setzen und unsere 
politischen Schwerpunkte auch öffent-
lich wirksam platzieren.
Blickpunkt: Ihre Fraktion entspringt
zwei Parteien, entstehen da nicht
ungeheure Spannungen bei der Mei-
nungsfindung?

Enkelmann: Über die Schwerpunkte
unserer Arbeit, für soziale Gerechtig-
keit und eine aktive Friedenspolitik zu
streiten, sind wir uns längst einig. Das
hat auch unsere Neujahrsklausur bestä-
tigt. Wir wissen natürlich, dass es nicht
bei allen Themen gemeinsame Posi-
tionen gibt. Das hindert uns aber nicht
daran, uns auf das zu konzentrieren,
was gegenwärtig ansteht: Ansonsten
habe ich den Eindruck, dass die Frak-
tion beim Zusammenwachsen von
Linkspartei.PDS und Wahlalternative
eine Modellfunktion haben wird. Die
Abgeordneten sind sich dieser Ver-
antwortung bewusst: Wir sind zu-
sammen angetreten und wir wollen
das gemeinsame Projekt einer neuen
Linken in ganz Deutschland auch auf
den Weg bringen.
Blickpunkt: Vergleichen Sie die Arbeit
im Bundestag manchmal mit der in
der DDR-Volkskammer?
Enkelmann: Wenn Sie die letzte Volks-
kammer nach den Wahlen vom März

1990 meinen, dann gebe ich einen
nostalgischen Blick gerne zu. Viele
kamen damals aus der Runden-Tisch-
Bewegung und viele Abgeordnete
haben damals oft erst im Plenum 
entschieden. Die Argumente hatten in 
der Debatte ein wesentlich stärkeres
Gewicht und man traf sich auch über
die Fraktionsgrenzen hinweg, um ge-
meinsame Strategien zu entwickeln.
Viele hatten den Anspruch, Demokra-
tie wirklich zu leben, nicht in Fraktions-
grenzen, sondern in Sachthemen.

„Modellfunktion 
der Fraktion“

Jörg van Essen.
Dagmar Enkelmann.



Und das ist nicht erst seit kurzem
so. Vom früheren Bundestags-
präsidenten Eugen Gersten-

maier ist ein Gespräch mit Konrad
Adenauer übermittelt, in dem der
„Alte“, der von 1949 bis 1963 als 
Bundeskanzler tiefe Spuren in der
Republik hinterließ, die eigene Bun-
destagsfraktion als „Fegefeuer“ be-
zeichnete. Er erlebte die Versammlung
aller Abgeordneten aus der eigenen
Partei als Tortur, weil er damit rechnen
musste, peinlich genau befragt und
argumentativ herausgefordert zu 
werden – oder aber mit seiner Politik
stecken zu bleiben.

Die Fotografen und Kameraleute
dürfen vor Beginn der Fraktionssitzung
ein paar Szenen vom Saal und vom
Vorstandstisch festhalten, aber dann
werden die Türen geschlossen. Wer
sitzt dann drin? An der Stirnseite an
einem langen Tisch der Vorstand. Ist
die jeweilige Fraktion an der Regierung
beteiligt, finden sich hier auch der
Kanzler oder die Kanzlerin und weite-
re Regierungsmitglieder aus der eige-
nen Partei, auch wenn sie nicht der
Fraktion angehören. Die Sitzordnung
im Saal ist von Fraktion zu Fraktion
unterschiedlich. Sie kann zum Beispiel
nach Landesgruppen organisiert sein,
also regionaler Herkunft der Abgeord-
neten. Auch Mitglieder des Europä-

Mehr als 3,8 Millionen Wählerstimmen für Bündnis
90/Die Grünen – daraus wurde eine Fraktion mit
51 Frauen und Männern. Die gaben sich zu Beginn

der Wahlperiode eine Geschäftsordnung, mit der sie ihre
Strukturen und Arbeitsabläufe organisieren.

Danach gliedert sich die Fraktion in
vier Organe: Die Fraktionsversammlung
aller Abgeordneten, der Fraktionsvor-
stand, der Geschäftsführende Vorstand
und die Arbeitskreise – und alle vier 
sind miteinander verzahnt. So gehören
(neben der Bundestagsvizepräsidentin
Katrin Göring-Eckardt aus dem Kreis der
Fraktion) die Koordinatorinnen und
Koordinatoren der fünf Arbeitskreise
(zugleich Stellvertretende Fraktionsvorsitzende) dem 
Vorstand an. Die eigentlichen Vorstandsgeschäfte führen
die beiden Vorsitzenden Renate Künast und Fritz Kuhn sowie
der Erste Parlamentarische Geschäftsführer Volker Beck und

die beiden Parlamentarischen
Geschäftsführerinnen Undine
Kurth und Irmingard Schewe-
Gerigk. Die inhaltliche Arbeit
wird vor allem in den fünf

Arbeitskreisen geleistet. Sie können 
bei Bedarf auch Arbeitsgruppen ein-
setzen, die ihnen ad hoc oder ständig
zu speziellen Themen zuarbeiten. Die
Arbeitskreise, in denen jeweils mehrere
Themenfelder zusammengefasst sind,
treffen sich in jeder Sitzungswoche, um
die politische Arbeit zwischen den ein-
zelnen Abgeordneten und den Fach-
referaten der Fraktion abzustimmen.

Hier entstehen die Formulierungsvorschläge, die die 
Fraktionsversammlung dann als Anfragen, Anträge oder
Gesetzentwürfe beschließt. Auch Positionspapiere der 
Fraktion zu wichtigen Themen werden hier erarbeitet.

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Von der Regierung in die Opposition

Interview mit dem Ersten Parlamentarischen
Geschäftsführer Volker Beck

Blickpunkt Bundestag: Wie muss eine
Fraktion aufgestellt sein, um optimal
arbeiten zu können?
Volker Beck: Das kommt ganz darauf
an, ob sie Regierungs- oder Oppositi-
onsfraktion ist. Wir als Oppositions-
fraktion wollen jedenfalls innovativ,
kreativ und konzeptionell immer vor-
neweg sein – und als flinke Oppositi-
on schnell die Finger in die Wunden
legen, die Widersprüche der Koalition

hervorheben und von Zeit zu Zeit auch
die Koalition auseinander treiben.
Blickpunkt: Was sehen Sie als Ihr
Hauptanliegen für diese Wahlperiode
an?
Beck: Wir verstehen uns als Ideen-
werkstatt, die immer wieder deutlich
macht, dass das, was die große Koali-
tion so treibt, nicht ausreicht, um unser
Land voranzubringen, etwa bei der
Kinderpolitik oder bei der Beschäfti-
gung im Niedriglohnbereich oder 
bei der ökologischen Innovation unter
der Überschrift „weg vom Öl“. Nicht
nur konzeptionell, auch personell sind
wir dafür durch exzellente Experten
hervorragend aufgestellt. Wir sind
sozusagen ein Talentschuppen, der
überzeugend die Lösungen für die 
Herausforderungen in Wirtschafts- 
und Sozialsystemen im Zeichen der
Globalisierung und des demografi-
schen Wandels darlegen kann.

Blickpunkt: Stecken Sie als Fraktion
mit dem Zwang zu ständigen Entschei-
dungen nicht in einem ständigen
Spannungsverhältnis zu einer be-
tont basisdemokratisch organisierten
Partei?
Beck: Das ist ein produktives Span-
nungsverhältnis. Wir als Fraktion sehen
unsere Aufgabe darin, die Diskussion
in der Partei immer wieder zu be-
fruchten, indem wir die Diskussions-
entwürfe in der Partei auf ihre 
Realitätstauglichkeit prüfen. Zwischen
Fraktion und Partei gibt es kein Ver-
hältnis, wo der eine etwa vorneweg
wäre und der andere hintendran. 
Das ist ein ständiger wechselseitiger
Prozess, in dem wir versuchen, die
Konzepte der Partei bis in viele kleine
Details fortzuschreiben und dann
möglicherweise auftauchende Wider-
sprüche zu spiegeln und aufzulösen.

„Wir verstehen uns 
als Ideenwerkstatt“
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Am Motor 
und Schnittpunkt 
der Politik
Immer wieder dienstags füllen sich fünf Säle im

Reichstagsgebäude bis zum letzten Platz. Lebhaft

ist hier das Interesse der Medien, obwohl sie 

nicht bei den Treffen mit dabei sein dürfen. Ein

untrügliches Zeichen dafür, welch wichtige Rolle

die Fraktionen spielen: Hier, in den Fraktions-

sitzungen, fallen wichtige Vorentscheidungen. Hier

entwickeln die Oppositions-

fraktionen ihre Alternativen,

hier entscheidet sich, ob die

Regierung eine Mehrheit für

ihre Politik findet.

Die Arbeit in den Fraktionen

Volker Beck.



Wichtig ist auch das Wirken der Landesgruppen inner-
halb der Fraktionen, die ein besonderes Augenmerk darauf
richten, wie sich neue Regelungen und Entscheidungen auf
ihre Heimatregion auswirken, ob ihr Land im Vergleich zu
den anderen in der Politik und in der Repräsentanz hinrei-
chend berücksichtigt wird. Daneben treffen sich weitere
Gruppen, die die Vorhaben etwa aus dem Blickwinkel der
Wirtschaft, der Arbeitnehmer, der Frauen, der Flüchtlinge
oder der Jugend  verfolgen. Nicht zu vergessen sind die
größeren Strömungen innerhalb der einzelnen Frakti-
onen. Zu den bekannten gehören etwa innerhalb der 
SPD-Fraktion die „PL“, die Parlamentarische Linke, die 
(konservativeren) „Seeheimer“ und die (pragmatischen)
„Netzwerker“. Außerdem holen sich die Fraktionen auch
immer wieder Sachverstand von außen und halten An-
hörungen mit Experten aus Wissenschaft und Praxis ab.

Das alles muss vorbereitet, koordiniert, ausgewertet,
zusammengefasst, aufbereitet und vermittelt werden. 
Deshalb haben nicht nur die einzelnen Abgeordneten ver-
schiedene Mitarbeiter (häufig einen für den Wahlkreis und
zwei für das Berliner Büro), sondern auch die Fraktionen
verfügen über versierte personelle Unterstützung. So sind
Fraktionen nicht nur Zusammenschlüsse einzelner Abge-
ordneter, sondern auch Arbeitgeber, die bei den größeren
Fraktionen durchaus die Dimension mittelständischer Unter-
nehmen mit einer dreistelligen Zahl von Beschäftigten
annehmen. Da gilt für die Politik selbst genau das, was 
die Politik den Firmen vorgibt: Personalvertretungen,
Betriebsräte, Behinderten- und Gleichstellungsbeauftragte
arbeiten gemeinsam mit den Verwaltungsleitungen der
Fraktionen am optimalen Arbeiten hinter den Kulissen.

Gesellschaftlicher Dialog
Möglichst viele möglichst früh möglichst umfassend zu
beteiligen – das ist das Geheimnis erfolgreicher Politik in
einer parlamentarischen Demokratie. Deshalb sind die Ver-
bindungen in die Bundesländer für die Fraktionen beson-
ders wichtig. Sie haben eigens Stabsstellen eingerichtet,
die die Fraktionspolitik in die Länder kommunizieren und
mit dem abstimmen, was aus den Ländern kommt. Denn
viele Gesetze können in Deutschland nur entstehen, wenn
sich die Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat einig sind.

Natürlich ist nicht nur der Kontakt zur Länderkammer
von herausragender Bedeutung. „Wichtig ist vor allem, 
dass eine Fraktion nicht nur in und mit diesem Parlament
lebt, sondern dass sie auch immer das Ohr nach draußen
hat, immer für Kontakt sorgt“, betont Dagmar Enkelmann,
Parlamentarische Geschäftsführerin der Fraktion Die Linke.
Deshalb habe ihre Fraktion unmittelbar nach der Kon-
stituierung eine Kontaktstelle für außerparlamentarische
Bewegungen eingerichtet. „Wir wollen auch den direkten
Draht haben, nicht nur durch die einzelnen Abgeordne-
ten, sondern auch durch die Fraktion“, erläutert Enkelmann.
Im Bundestag könne es sehr leicht geschehen, dass die 
einzelnen Abgeordneten mit Arbeit regelrecht überhäuft
würden. Deshalb sei es wichtig, als Fraktion die politischen
Schwerpunkte immer gemeinsam mit den Betroffenen 
zu entwickeln.

Veränderte Gesellschaft
Das alles ist natürlich nicht statisch. Und immer wieder gibt
es Versuche, auch außerhalb eingefahrener Gleise voran-
zukommen. Spektakulär wirkte 1983 der Einzug der Grü-
nen in den Bundestag. Unter der Devise „keine Macht für
niemand“ ließen sie ihre Abgeordneten alle zwei Jahre
„rotieren“, beschränkten die Einkünfte der Parlamentarier,
verfolgten kritisch die Politik der eigenen Kollegen in teils
öffentlichen, stets aber langen Sitzungen und wählten etwa
1984 einen rein weiblichen Fraktionsvorstand. Seit 1986
wird nicht mehr rotiert.

„Wir sind professioneller geworden“, sagt der Erste 
Parlamentarische Geschäftsführer der aktuellen Fraktion
von Bündnis 90/Die Grünen, Volker Beck. Aber nicht nur
seine Fraktion arbeite heute anders als früher: „In vielen
Punkten, an denen sich damals die anderen Fraktionen ge-
rieben haben, da haben wir uns schlicht durchgesetzt.“
Niemand belächele mehr den hohen Frauenanteil von 
60 Prozent in seiner Fraktion, niemandem falle mehr ein,
das Auftreten von Grünen-Politikerinnen mit Macho-
Sprüchen zu begleiten. Allenfalls werde von anderen 
Fraktionen deren eigener geringer Frauenanteil als Pro-
blem empfunden. Sein Fazit: „Wir haben die Gesellschaft
verändert und wir uns mit ihr.“

Text: Gregor Mayntz
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ischen Parlamentes, die von der jeweiligen Partei nominiert
worden sind, können an den Fraktionssitzungen teilneh-
men; schließlich wird vieles, worüber in Berlin zu ent-
scheiden ist, von Europa vorgegeben oder beeinflusst. 
Je nach Thema sind auch immer wieder Gäste geladen.

Forum für Argumente
Am Rand nehmen zahlreiche Beobachter Platz. Das sind
Mitarbeiter von Abgeordneten und Fraktion, unter ande-
rem auch aus der Fraktionspressestelle, die von Zeit zu Zeit
draußen über den Fortgang der Beratungen berichten, bis
Vertreter des Fraktionsvorstandes vor die Kameras treten
und die Medien zusammenfassend informieren. Zu den
Beobachtern gehören auch Vertreter aus Ministerien und
Landesregierungen, die von Parteifreunden geführt wer-
den. So kommen bei den großen Fraktionen leicht rund
400 Menschen bei einer Sitzung zusammen.
Die Fraktionen sind Motor und Schnittpunkt der Politik.
Noch mehr zeigen das die Abläufe. Hier wird die Tages-
ordnung des Plenums des Bundestages besprochen und 
es wird festgelegt, wie sich die Fraktion in einzelnen 
Abstimmungen verhalten, wer sie als Redner vertritt und
welche Argumente in der Diskussion betont werden sol-
len. Aber es geht hier auch immer wieder um die großen
Linien über die Sitzungswoche hinaus, um nationale und
internationale Entwicklungen.

Die Fraktionssitzung ist der entscheidende Ort für 
einzelne Gruppen und Abgeordnete, die Mehrheit der 
Parteifreunde von der eigenen Meinung zu überzeugen.
Nicht selten hat hier die Regierung oder Fraktionsführung
Abstriche an Vorhaben machen müssen. Es wird aber nicht
nur diskutiert, es wird auch abgestimmt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt hatte jeder die Chance, für seine Sicht zu 
werben. Danach gilt die Mehrheitsmeinung auch für die
Minderheit. Die Entscheidungsfreiheit des einzelnen 
Abgeordneten bleibt jedoch erhalten; allerdings kennen
die meisten Fraktionen die Regelung, dass der Vorstand
rechtzeitig vor der Abstimmung im Bundestag informiert
werden soll, wenn der einzelne Abgeordnete von der 
Mehrheitsmeinung abweichen will.

Damit die Fülle der im Bundestag behandelten Themen
in übersichtlicher Zeit behandelt werden können, sind
gründliche Vorbereitungen nötig. So machen sich die Par-
lamentarischen Geschäftsführer (kurz PGF) intern und mit

den Amtskollegen aus den anderen Fraktionen in regel-
mäßigen „PGF-Runden“ Gedanken über die Gestaltung 
der Tagesordnung in der folgenden Sitzungswoche.

Vor der Fraktionssitzung am Dienstag haben am Mon-
tag die Geschäftsführenden Vorstände und Fraktionsvor-
stände getagt und dabei versucht, die Herausforderungen
der Woche vorzuklären: Wo gibt es noch Probleme? Wo
lauern Gefahren? Wo lässt sich die eigene Politik gut 
verkaufen? Was muss dringend geklärt werden? Aber auch
bei den einzelnen Abgeordneten herrscht Hochbetrieb
lange bevor die Plenarsitzungen der Woche eröffnet 
werden. Sie treffen sich in ihren jeweiligen Arbeitsgruppen
und Arbeitskreisen, um die Politik der eigenen Fraktion in
den Fachausschüssen des Bundestages zu beraten.

Gruppen in den Fraktionen
Die Obleute, also die von der Fraktion für einzelne 
Ausschüsse als Koordinatoren ernannten Fachpolitiker, 
kommen zu eigenen Runden zusammen, in denen sie 
die Positionen über den eigenen Ausschuss hinaus mit
Unterstützung der Fraktionsführung ver- und abgleichen.
Außerdem treffen sich die Obleute aus einzelnen Aus-
schüssen über die Fraktionsgrenzen hinweg, um zu ergrün-
den, wo Einigungschancen bestehen, wo sich die eine oder
andere Fraktion bewegen könnte. Und schließlich haben
die Fachpolitiker regen Kontakt mit Fachleuten in Minis-
terien von Bund und Ländern, damit die Fraktionen 
schon im Prozess des Entstehens Einfluss auf die Details 
von Gesetzentwürfen nehmen können. 

16 Fraktionen

CDU/CSU-Fraktion: Der Fraktionsvorsitzende 
Volker Kauder läutet zum Sitzungsbeginn.

Während einer SPD-Fraktionsitzung: Der Fraktions-
vorsitzende Peter Struck greift zum Mikrofon.

Fraktionssitzung Die Linke.: Die Vorsitzenden Gregor
Gysi, Oskar Lafontaine und Linkspartei-Chef Bisky.

Fraktionssitzung Bündnis 90/Die Grünen: 
Die Vorsitzenden Fritz Kuhn und Renate Künast.

Fraktionssitzung der FDP: Der Vorsitzende 
Guido Westerwelle beim Aktenstudium.
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Fraktionen 
im Bundestag

Im ersten Deutschen Bundestag 1949
sind acht Fraktionen vertreten. Neben
CDU/CSU (140 Abgeordnete), SPD
(131) und FDP (52) sitzen die Kom-
munisten der KPD (15), die Bayern-
partei (17), die Deutsche Partei (17),
die Wirtschaftliche Aufbauvereini-
gung (12) und die Zentrumspartei
(10) jeweils als Fraktion im Par-
lament. Als Mindestfraktionsgröße
schreibt die erste Geschäftsordnung
des Bundestages zehn Abgeordnete
vor, im Januar 1952 wird die Zahl 
auf 15 angehoben. Zur Bundestags-
wahl 1953 wird die Fünf-Prozent-
Sperrklausel in der heutigen Form 
eingeführt. 

Vom ersten Deutschen Bundestag an
bis Anfang der sechziger Jahre hat
sich die Zahl der Fraktionen reduziert:
von acht Fraktionen in der ersten
Wahlperiode auf fünf Fraktionen in
der zweiten, schließlich auf vier in der
dritten Wahlperiode und seit der vier-
ten (1961–1965) auf drei Fraktionen.
Nach der Bundestagswahl 1961 zie-
hen drei Gruppierungen in Frakti-
onsstärke in den Bundestag ein:
CDU/CSU, SPD und FDP. Damit hat
sich jenes Dreiparteiensystem heraus-
gebildet, das die politische Land-
schaft der alten Bundesrepublik bis
zum Auftauchen der Grünen Anfang
der achtziger Jahre prägen sollte. Die
Fraktion der FDP spielte dabei immer
wieder die Rolle des „Züngleins an
der Waage“. Mit Ausnahme der Gro-
ßen Koalition von 1966 bis 1969 war
sie in wechselnden Regierungskoali-
tionen bis 1998 der „Juniorpartner“
von CDU/CSU oder SPD.

Am 27. März 1969 ändert der Bun-
destag seine Geschäftsordnung. Der
Fraktionsstatus ergibt sich nun aus
dem Anteil einer Gruppierung an der
Abgeordnetenzahl des gesamten
Bundestages. Bis dahin war eine abso-
lute Zahl als Mindeststärke festgesetzt
(seit 1952: 15 Abgeordnete). Die
heute noch gültige Passage in der
Geschäftsordnung von 1969 lautet:
„Die Fraktionen sind Vereinigungen
von mindestens fünf Prozent der Mit-
glieder des Bundestages, die dersel-
ben Partei oder solchen Parteien
angehören, die auf Grund gleichge-
richteter politischer Ziele in keinem
Land miteinander in Wettbewerb 
stehen. Schließen sich Mitglieder des
Bundestages abweichend von Satz 1
zusammen, bedarf die Anerkennung
als Fraktion der Zustimmung des 
Bundestages.“

Die 1980 auf Bundesebene gegrün-
dete Partei Die Grünen zieht bei ihrer
zweiten Teilnahme an einer Bundes-
tagswahl 1983 erstmals in den Bun-
destag ein. Die Grünen erreichen 5,6
Prozent der Stimmen. Erstmals seit
der dritten Wahlperiode gibt es wie-
der vier Fraktionen im Bundestag.
Anfangs hat die Grünen-Fraktion 
drei gleichberechtigte Fraktionsspre-
cher und im Gegensatz zu den ande-
ren Fraktionen werden die Ämter
zunächst jährlich neu besetzt. Von
den ersten drei Fraktionssprechern
der Grünen sind zwei noch heute
Bundestagsabgeordnete: Marieluise
Beck und Otto Schily (heute SPD).
Die dritte Fraktionssprecherin der 
ersten Stunde ist die damalige Spre-
cherin des Bundesvorstandes der 
Grünen, Petra Kelly, die 1992 stirbt.

Bei der ersten gesamtdeutschen Bun-
destagswahl am 2. Dezember 1990
wird nach einer Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts die Fünf-
Prozent-Sperrklausel getrennt in alten
und neuen Bundesländern ange-
wendet. Die Grünen erzielen auf 
dem Gebiet der alten Bundesrepublik
nur 3,8 Prozent der Stimmen und ver-
passen den Einzug in den Bundestag.
Bündnis 90/Die Grünen erreicht in
den neuen Ländern jedoch sechs 
Prozent und zieht so in den ersten
gesamtdeutschen Bundestag ein.
Auch die PDS überspringt 1990 die
Fünf-Prozent-Hürde nur in den neuen
Ländern. Sowohl Bündnis 90/Die
Grünen als auch die PDS erreichen
im Parlament nicht die Fraktions-
mindeststärke von 34 Sitzen. Auf
Beschluss des Bundestages erhalten
beide im Februar 1991 den Gruppen-
status. 

Bei der Wahl zum 14. Deutschen 
Bundestag am 27. September 1998
büßen erstmals in der Geschichte der
Bundesrepublik die bisherigen Regie-
rungsfraktionen ihre Mehrheit ein.
Somit kommt es zum Regierungs-
wechsel, die Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen wählen
Gerhard Schröder zum Kanzler. Die
PDS erzielt 5,1 Prozent der Stimmen
und zieht damit erstmals in Frak-
tionsstärke in den Bundestag ein. Bei
der Wahl 1994 war die Partei noch
unter der Sperrklausel geblieben, 
aber durch vier Direktmandate in 
Berliner Wahlbezirken als Gruppe 
mit insgesamt 30 Abgeordneten im
Bundestag vertreten.

Das System der Fraktionen im Bundestag hat sich in der Geschichte der Bundes-

republik als relativ stabil erwiesen. In den 80er Jahren kamen die Grünen dazu,

nach der Wiedervereinigung die PDS. In den Nachkriegsjahren gab es allerdings

einige Gruppierungen im Parlament, die heute fast vergessen sind. Im ersten 

Deutschen Bundestag versammelten sich bei seiner Konstituierung sogar acht

Fraktionen, denn es gab noch keine Fünf-Prozent-Sperrklausel bei der Bundes-

tagswahl in der heutigen Fassung. Erst nach und nach kristallisierte sich jene 

Fraktionslandschaft im Parlament heraus, die wir heute kennen.

1949 19691961 1983 1990 1998
Der erste Deutsche Bundestag Dreiparteiensystem Fünf-Prozent-Klausel für Fraktionsstatus Die Grünen erstmals im Bundestag Erste gesamtdeutsche Bundestagswahl PDS erstmals als Fraktion
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Konstituierende Sitzung des 
ersten Deutschen Bundestages.

Der FDP-Vorsitzende Erich Mende
verfolgt die Wahlergebnisse 1961.

Kanzler Brandt (SPD) und sein
Vorgänger Kiesinger (CDU/CSU).

Fraktionssitzung im Freien: 
Die Fraktion der Grünen 1983.

Erste gesamtdeutsche 
Bundestagssitzung am 4.10.1990.

Der spätere PDS-Fraktionschef
Gregor Gysi am Wahlabend 1998.
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FDP-Fraktion
www.fdp-fraktion.de

FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 23 78
Fax: (0 30) 2 27-5 67 78
E-Mail: pressestelle@fdp-bundestag.de

SPD-Fraktion
www.spdfraktion.de

SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 50 66
Fax: (0 30) 2 27-5 60 85
E-Mail: frabuero@spdfraktion.de

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
www.gruene-bundestag.de

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Deutschen Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 67 89
Fax: (0 30) 2 27-5 65 52
E-Mail: info@gruene-bundestag.de

Fraktion Die Linke.
www.linksfraktion.de

Fraktion Die Linke. 
im Deutschen Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-7 12 48
Fax: (0 30) 2 27-7 62 48
E-Mail: fraktion@linksfraktion.de

CDU/CSU-Fraktion
www.cducsu.de

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 22 67
Fax: (0 30) 2 27-5 61 15
E-Mail: fraktion@cducsu.de
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